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Der Sieg eines Mannes 
Man wäre kein politischer Realist, wenn man 

sich ein wesentlich araderes Ergebnis der  Sonn­
tagswahlen für das  Berliner Stadtparlament 
erwartet hätte, wie es nun tatsächlich einge­
troffen ist. Zweifellos ist der ungewöhnlich 
hohe Stimmenzuwachs der SPD und damit ver­
bunden der Stimmenrückgang der  CDU eine 
gewisse Ueberraschung. Aber am Sieg der 
Sozialdemokraten in der ehemaligen Reichs­
hauptstadt hat  kein einziger Kenner d e r  poli­
tischen Lage ernsthaft gezweifelt. 

Die Berliner Wahlen sind keine demokrati­
schen Entscheidungen im landläufigen Sinn. 
Diese Feststellung soll keine Abwertung, aber 
immerhin eine Erklärung für das sein, was am 
Sonntag geschah. Keine andere Stadt steht so 
sehr im Mittelpunkt der West-Ost-Auseinander­
setzung wie Berlin, wie es auch keine andere 
Stadt gibt, durch deren Territorium eine Mauer 
läuft und das Stadtgebiet in zwei Teile zer­
schneidet. Damit nicht genug: die politischen 
Willensträger in beiden Teilen der Stadt ste­
hen dazu noch als echte Feinde einander ge­
genüber. Was  sich alles seit dem 13. August 
1961, dem Tag, an dem Zonenchef Ulbricht die 
runde Million Menschen in Ostberlin vom West­
berliner Stadtgebiet- hermetisch abschloss, er­
eignet hat, ist so bekannt, dass man die damit 
verbundenen Tragödien nicht noch separat 
aufzeigen müsste. 

In dieser Situation, in diesem Lebenskampf 
der zwei Millionen Westberliner fand sich in 
der Person 'des SPD-Politikers Willy Brandt 
ein Mann, der aLs regierender Bürgermeister 
von Westberlin schon vor dem 13. August 1961 
und erst recht nachher die ganze freie demo­
kratische Welt von Japan über Australien, Süd-
und Nordamerika und alle freien Staaten Euro­
pas bereiste, Aufklärungsvorträge hielt, Ge­
spräche mit Spitzenpolitikern fast sämtlicher 
westlicher Demokratien führte. Er wurde also 
zwangsläufig für einen Grossteil der  Berliner 
und für die freie Welt zum Symbol des Kamp­
fes um die Erhaltung des Stückchens Freiheit, 
die den Menschen Westberlins noch geblie­
ben ist. Das und nichts anderes ist de r  ent­
scheidende Grund für den Sieg der  Sozialdemo­
kraten in Berlin. 

Willy Brandt ist sozialdemokratischer Poli­
tiker und trotzdem wäre man zur Feststellung 
versucht, dass die  Christlich-Demokratische 
Union Deutschlands in Berlin einen ähnlichen 
Erfolg erzielt hätte, wenn Willy Brandt nicht 
eben Sozialist, sondern ein christlicher Demo­
krat wäre. Es mag sein, dass da und dort rein 
interne Probleme oder persönliche Gegensätze 
einen gewissen, aber sicher nicht entscheiden­
den Einfluss auf das Wahlergebnis hatten. Der 
Hauptgrund für den Wahlsieg der SPD liegt 
aber in Berlin trotzdem in der Persönlichkeit 
Brandts, denn e r  ist bestimmt nicht nur für die 
westliche Welt zum Bannerträger der Freiheit 
Berlins geworden, auch für die Bewohner die­
ser «Frontstadt des Kalten Krieges» selbst gilt 
er - berechtigt oder nicht - als Garant für 
das weitere Verbleiben der  westlichen Besat­
zungsmächte und damit für die Erhaltung des  
Status quo. 

Man darf j a  nicht vergessen, dass die Auf­
rechterhaltung des gegenwärtigen Zustandes in 
Berlin trotz der Schandmauer und der fast täg­
lichen menschlichen Tragödien noch immer der 
vom Osten angestrebten Lösung der Umwand­
lung in eine «freie Stadt Westberlin» vorzu­
ziehen ist. Willy Brandt hatte zudem als Folge; 
dieser einzigartig abnormalen Situation in sei­
nen Gegenspielern Ulbrich? und Chruschtschow 
die besten Wahlhelfer, die sich ein demokra­
tischer Politiker nur wünschen kann. Beide, der 
sowjetische Statthalter in Pankow und der 
Chef des  Moskauer Kreml, seh"T ;~i Willy 
Brandt ihren Feind Nummer 1 - Grund genug 
für alle freiheitsliebenden Menschen, diesem 
Bannerträger, zu dem er  durch sein Amt auto­
matisch und seine Geschäftsmässigkeit auf 
Grund richtiger psychologischer Ueberlegungen 
nun  einmal geworden ist, die Gefolgschaf t nicht 
zu verweigern, selbst dann  nicht, -wenn man 
der Sozialdemokratie keinerlei Sympathien ent­
gegenbringt. Deshalb wählte man am vergan­
genen Sonntag in Berlin nicht das sozialdemo­
kratische Parteiprogramm, sondern in aller­
erster Linie den Repräsentanten der Stadt, von 
dem man überzeugt ist, dass e r  den Sirenen­
klängen von ostwärts der Mauer nicht erliegen 
wird. 

Wahre und erfundene Probleme 
Wer in diesen Wochen, die der  Krise der 

Europamarktverhandlungen in Brüssel vor­
ausgegangen oder unmittelbar nachfolgten, 
die grossen deutschen Blätter las oder den 
Rundfunkkommentaren folgte, w e r  aber zu­
gleich auch Gelegenheit hatte, täglich mit dem 
keinesfalls nur  im «Wirtschaftswunder» leben­
den «Mann von der Strasse» zu sprechen, 
konnte eine merkwürdige Beobachtung ma­
chen, Probleme, die das  Leben des einzelnen 
Wirklich bestimmen - wie etwa die rapid sin­
kende Arbeitsmoral, das erst vor  kurzem in 

alarmierenden Aufsatz des in der 
Schweiz lebenden Professors Roepke festge­
stellte Verschlampen der einst weltberühmten 
deutschen «Gründlichkeit», die Bildungskrise 
a e s  deutschen Intelligenznachwuchses usw., 
Verden in den meinungsbildenden Blättern nur 
selten und dann gewöhnlich nicht mit der  allen 
Endpunkten Gerechtigkeit widerfahren las­

senden Objektivität behandelt. Dafür erscheint 
•e Europapolitik als ein wahrer Irrgarten von 

Neuerungen im 
Strassenverkehrsgesetz 
24 Ausweise 
nen'e<^USWeise s*n(* unbeschränkt gültig. Sie kön-
wei .och Auflagen versehen werden. Aus-
v bis 1966 durch solche nach den neuen 
sin*?0-1}. f t e n  zu ersetzen. Alle Sonderbewilligungen Slnd ehrlich zu erneuern. 

Problemen, als ein Manövrierfeld abenteuer­
licher Theorien, von denen die einer sow-
jetisch-französisohen Direktverständigung ge­
gen die  Amerikaner noch eine der harmlosen 
ist. 

Seit dem System Hegels, von dem nicht nur 
Marx seine Denkmethode entlehnt hat, ist es 
eine spezifisch-deutsche Untugend geworden; 
Denken um des  Denken willens und die 
Schlüssigkeit eines gedanklichen Ergebnisses 
mit der Wirklichkeit zu verwechseln. Mit Na­
senrümpfen bezeichneten die Sprecher der  Op­
position Adenauers ausführliche Erklärung vor 
dem Bundestag, die fast schulmässig die Tat­
sachen rekapitulierte, als «langweilig». Von 
sensationellen Querverbindungen und  irrlich-
ternden neuen Aspekten war da allerdings 
kaum die Rede. 

Dafür aber um so mehr von den Realitäten, 
wie sie der kleine Mann täglich in seinem pri­
vaten Wirtschaften und Haushalten erlebt. 
Adenauer stellte nüchtern und ohne dialekti­
sches Wenn und Aber klar, wo Deutschland 
•heute wie gestern 'und morgen einzig und  allein 
stehen kann und muss. Als Partner de r  west­
lichen Gemeinschaft unter  der Führung der 
USA, durch eine nach dem letzten, sinnlosen 
Krieg neu geschaffene Freundschaft in beson­
derer Weise an  d e n  unmittelbaren Nachbarn 
Frankreich gebunden. 

Gewiss ist eine solche mehrseitige Partner­
schaft nicht problemlos und  krisenfrei. Die 
westliche Einigkeit ist keine kommandierte im 
Sinn des kommunistischen Ostblocks. Sie kennt 

Dieses werbewirksame Bild vom liechtensteinischen Wintersportplatz Malbun wurde uns freundlicher­
weise  vom «St. Galler Tagblatt» zur Verfügung gestellt. Das «St. Galler Tagblatt» brachte in seiner 
Ausgabe vom 17. Februar unter dem Titel «Malbun das neue Wintersportgebdet im Fürstentum 
Liechtenstein», eine sympathische Reportage über das Malbuntal, die auch in der benachbarten 
Schweiz eine wertvolle Werbung für den liechtensteinischen Fremdenverkehr darstellt. 

Konkurrenzen und  Animositäten, vergangene 
und neuere Rivalitäten bis hinein in die Nu­
ancen der Volkscharaktere. Aber die inzwi­
schen geschaffenen Realitäten, unter denen die 
EWG a n  erster Stelle steht, sind so festge­
fügt und lebenskräftig, dass sie in ihrem Funda­
menten nicht mehr aufgehoben werden können. 
In den Augen de r  wirklich Informierten ist die 
Differenz mit England, für deren Hintergrund 
man jetzt schon ganze Jahrhunderte der Ge­
schichte zu bemühen versucht nichts anderes 
als eine Tempoverschiedenheit der Entwick­
lung, die in ihrer Grundtendenz zur allseitigen 
europäischen Integration und atlantischen Part­
nerschaft unaufhaltsam ist. 

Adenauer selbst bezeichnete die trockene 
Wiederholung dieser Grundtatsachen als «lang­
weilig». Langweilig für die, die die Geschichte 
entweder durch die Brillen historischer Ideo­
logen betrachten oder sie als einen Kriminal­
roman in Fortsetzungen ansehen. 

Die Verhandlungen mit England werden 
selbstverständlich weitergeführt werden. Ebe­
nen gibt es dafür ausreichend. Von besonderer 
Bedeutung wird in den nächsten Monaten die 
Arbeit der Diplomaten werden, die von der 
Natur ihres Berufes her zur ruhigen Sachlich­
keit, zur schrittweisen und «langweiligen» Er­
örterung der Einzelheiten gezwungen sind. Sie 
werden sich mit den wirklichen «Fragen», die 
nur in sachlicher Kleinarbeit zu lösen sind und 
nicht mit den erfundenen Fragen der Zeitungs­
auguren zu befassen haben. 

Auch das Problem der  Assoziierung oder des 
Arrangements der neutralen Staaten an die 
heute durch keine Macht der Welt  mehr auf­
zuhaltenden Wirtschaftsgemeinschaft ist eine 
der sachlichen und Zug um Zug zu führenden 
Einzelverhandlungen. Die wirklich informierten 
Kreise Bonns sind der Ueberzeugung, dass sich 
diese Fragen nur  im diplomatisch-sachlichen 
Stil lösen lassen. VVB Nr. 40 

Fürstentum Liechtenstein 
Meliorations-Versammlung in Ruggell 

A m  Dienstagabend versammelten sich rund 
100 Bodenbesitzer im Ruggeller Schulhaussaal 
zu einer Orientierungsversainmlung über Fra­
g e n  der  Güterzusammenlegung und Drainage-
pro'bleme in Ruggell. Es referierten Vize-Re­
gierungschef Josef Büchel und Nationalrat 
Michael Schwendener. Die beschlussfassende 
Versammlung wird in wenigen Wochen statt­
finden. 

Zum 25. Regierungsjahre Seiner Durchlaucht 
des LandesfUrsten 

A m  26. Juli 1963 werden e s  25 Jahre sein, 
seit unser Landesfürst die Regierung angetre­
ten  hat. Die Fürstliche Regierung beabsichtigt, 
diesen Anlass würdig zu begehen und hat  da­
h e r  ein 12 köpfiges Organisationskomitee für 
die Vorbereitung und Durchführung dieses 
festlichen Anlasses bestellt. 

Als Witz der Woche 
erscheint uns eine UPI-Meldung in den Stutt­
garter Nachrichten, vom 15. Februar. Es heisst 
dort u. a.: «Eine hektische, innenpolitische 
Betriebsamkeit herrscht seit einigen Tagen in 

dem 15 700 Einwohner zählenden Fürstentum 
Liechtenstein, seit dem der Gedanke 'auftauchte, 
den Miniaturstaat der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft (EWG) anzuschliessen. 
Grösstes Hindernis, das  sich den EWG-Bestre­
bungen entgegenstellt, ist ein Zollvertrag aus 
d e m '  Jahre  1923, de r  mit der benachbarten 
Schweiz abgeschlossen wurde. Auf Grund die­
ses Kontraktes ist es der Fürstlichen Regierung 
unmöglich, von sich aus direkt mit der EWG-
Behörde in Brüssel in Verbindung zu treten . . .» 

Liecht. Feuerwehr-Verband 
Am Sonntag, den 17. Februar 1963 nachmit­

tags 14.00 Uhr fand im Gasthaus Kulm in 
Triesenberg die Jahresversammlung des Liech­
tensteiner Feuerwehr-Verbandes statt. Sämt­
liche Delegierte^aus allen Gemeinden des Lan­
des, auch Planken war  das  erstemal vertre­
ten, versammelten sich pünktlich im Versamm­
lungslokal. Es war  ein reichhaltiges Tages­
programm z u  erledigen. Nach der  Begrüssung 
durch Verbandsobmann Heinrich Kindle wurde 
Punkt für Punkt «der Tagesordnung erledigt. 
Besonders zu erwähnen ist, dass die Wahlen 
in kameradschaftlicher Weise sich abwickelten, 


